
lnformationen
der Bürgerinitiative

,,Bürgerwillen verbindlich machen!"

Für die Stellungnahmen der Fraktionen der
Bezirksversammlung Altona

das Heft umdrehen.
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Mit unserem Bürgerentscheid

fordern wir die Verbindlichkeit von
Bürgerentscheiden in bezirklichen Belangen.

Stimmen Sie für unseren Bürgerentscheid - stärken Sie die Bezirke!
Bürgerbegehren, Bürgerentscheid, Bezirksversammlung das klingt nach Mitbestimmung

und Gestaltungsmöglichkeiten für uns Bürger. Nur ist die Realität eine andere. Nahezu jeder

Beschluss aus den Bezirken, ob Bürgerentscheid oder Beschluss der Bezirksversammlung,

hat nur empfehlenden Charakter und kann vom Senat aufgehoben (evoziert) werden.

Das wollen wir ändern! Wir wollen, dass bezirkliche Angelegenheiten auch vom Bezirk
verbin d lich entschieden werden können.

Wir - das sind Altonaer lnitiativen, Bürgerinnen und Bürger
die sich in dem Netzwerk 'Altonaer lvlanifesl' (www-altonaer-manifest.de)

für eine sozial gerechte Stadteniwicklung engagieren, wie z.B. auch die drei Vertrauensleute

dieses Bürgerentscheids. Sie sind aktiv in den Bürgerinitiativen 'anna elbe', die für den Erhalt

und gegen die Privatisierung öffentlicher Flächen und Räume in Hamburg Altona kämpft,

in dem ehemaligen 'Koordinierungsgremium Neue l\y'itte Altona' und

bei 'Apfelbaum braucht Wurzelraum', der lnitiative zur Rettung der Kleingärten.

Apr 2A13 - der erste Stadfteilrundgang,
veranstaltet vom'Altonaer Ma nifest',
führle die bis zu 300 Teilnehmer vorbei
an zahlreichen Often strittiger Stadtentwick-
lunq in Altona Altstadt.

Am 1. August diesen Jahres fand der
Ofte n se r P rote st- Stad tte i I ru n dga ng

mit rund 250 Teilnehmern statt.
Er richtete sich untet anderem gegen

die Pläne auf dem Zeise-Parkplatz
staft der versprochenen Wohnungen

- 50'Ä davon sollten Sozialwohnungen
sein - nun Büras bauen zu lassen.
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Wir haben schlechte Erfahrungen gemacht.
Eine ganze Reihe erfolgreich zustande gekommener Bürgefuegehren und Bürgerentscheide
wurden durch Senatsbeschluss ausgehebelt bzw 'evoziert'. Die Bürgerbegehren zum Erhalt
des Bismarckbades, des Buchenhofwaldes und derAltonaer Kleingärten sind noch gut in
Erinnerung.

Der Buchenhof-Wald
Beim Bürgerentscheid votieften 88,63% der
abgegebenen Stimmen für den Erhalt des
Buchenhof-Waldes. Der Senat entschied
gegen das Votum und ordnete Sofotlvoll-
zug an. Begtundung: Die Büger Aönnten ja
versuchen, Rechtsmittel einzulegen. Am Tag
der Senatsentscheidung wurden über 160
gesunde Buchen unter Polizeischutz gefällt.
D a s Obe r,/e rwa lt u n g sg e ri cht be stäti gte,
dass wegen der Hamburger Veiassung
gegen das Vorgehen des Serafes kei,
Rechfsschufz besteht

Das Bismarckbad.
Dleses Schmuckstrick der Bäderkultur an der
Ottenser Hauptstraße könnLe noch existieren-

2005 beteiligten sich 44.644 Altonaerlnnen
am Bürger-

entscheid, davon
stimmten 78,7%

mit Ja für den
Erhalt. Den Senat

aber kümmerte
das nicht.

Altonas Kleingär7en
lm Sammer 2008 staftete die Bürger-

initiative zur Rettung der Kleingäien Altonas
ein Bürgerbegehren.

Über 500 neingäien nahe
dem Kerngebiet Altanas

sind bedroht. Mit über
9.000 Unterschriften unter-
stützte die Altonaer Bevöl-

kerung das erfolgreiche
Bürgerbegehren, um den

Ve tka uf d e r öffe n tl i c h e n
Grünflächen zu verhindern.
Der (da mal s schwarz-grü ne )

Senat evoziefte.
Noch gibt es die Gäften ...



Aber auch die Bezirksversammlung hat kaum etwas zu sagen.
Denn die Bezirksversammlungen sind nur Vewaltungsausschüsse des Senats. Jeder Stadt-

verordnete in Pinneberq oder Wedel hat mehr kommunale Rechte im Bunde§land Schleswig-

Holstein als die Abgeordneten der Bezirksversammlungen im Bundesland Hamburg.

Nicht einmal über eine Bushaltestelle kann die Bezirksversammlung bestimmen, wenn es

dem Senat nicht passt.

Die Bushaltestelle in der Max-Brauer-Allee
beim Geichtwurde verlegt - ohne einen für

die Anwohnet erkennbaren Grund. Dies
ge h öre zu m' Bu sbe sch I e u n i q u n g sp rog ra m m'
so die Verkehrsbehörde. Die Anwohner pro-
tesflerten, so dass dle Bezirksversammlung
beschlo$, die Haltestelle an ihre ursprüngli-

che Position zurück zu verlegen. Der HW ist
als vom Senat gefühftes städtisches Unterneh-
men jedoch NICHT an die Beschlüsse der Be-
zirke gebunden- Den Wünschen der Anwohner

wurde n icht entsptochen.

Wir wollen, dass Beschlüsse der Bezirksversammlung und
Bürgerentscheide über bezirkliche Belange gültig sind,
und nicht vom Senat evoziert (aufgehoben) werden können.

. ,,lst dies nicht eine Rückkehr zur Kleinstaaterei? So Hambury zerschlagen werden?"
Niemand will ,,Hamburg aufteilen", wie einige Medien aufgeregt verbreiteten. Es geht

um bezirkliche Belange - und die l\,4enschen in den Bezirken kennen §ich mit den

Bedürfnissen vor Ort am besten aus. Niemand muss befürchten, dass Radwege an

den Bezirksgrenzen enden.

. ,,Whd Hamburg als Stadt handlungsunfähig?"
Nein. ln den anderen Bundesländem können Kommunen ganz selbstverständlich über

ihre Belange entscheiden. Warum sollte das iür Hamburg nicht möglich sein? Wedel zum

Beispiel ist viel kleiner als Altona und hat doch mehr Entscheidungsbefugnisse im Bun-

desland Schleswig-Holstein als die Bezirke im Bundesland / Stadtstaat Hamburg.

. ,,Der Verwallungsaufwand wird sleigen! Das wird ia viel zu teuer!"
lm Gegenteil. Die benötigten Verwaltungsslrukturen bestehen ja bereits. lm Gegen-

satz zu heute würden jedoch die mit hohem Arbeits- und Kostenaufwand erarbeiteten
Beschlüsse und Entscheidungen auch umgesetzt und nicht ins Leere laufen. Zusätzlich

können Einwohner der Bezirke mehr Einfluss nehmen.

. ,,Könnte dann nicht jede lnitiative mit Hiffe von Bürgerbegehren die Entwicklungen
in der Stadt über Jahre verhindern?"
Die Hürden für ein Bürgerbegehren / Bürgerentscheid sind sehr hoch. Am Ende stimmen

ALLE Einwohner des Bezirks ab. Somit sollte das beste Argument gewinnen.

Wichtig: auch hier sollen Regelungen dazu führen, dass Pro und Contra ordentlich

benannt werden müssen.

. Grundrechte, Asylrecht, Menschenrechte, etc.. .

...können selbstverständlich nicht von bezirklichen Be§chlüssen berührt werden
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,fiamburg ist in der Bundesrcpublik
Deutschland das einzige zentralistische
Land, das keine ei selbständige öttliche
oder dezentftle Ver laltungseinheiten

kennt. Die Chancen, die die veftikale
Gewaltenteilung dadurch gibt, dass ein
Gegeneinander und Miteinander, eine
Auseinandersetzung der ldeen auf öi-
licher und zentnler Ebene stattfinden,
werden in Hamburg nicht qenutzt."

Prof. Dr. Werner Thieme:
Gemeinden für Hamburg

- eine Streißchift; Hamburg 1989

Professor Thieme war 1986 bis 1998
Mitglied des Hamburgßchen
Veiassungsgeichts
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Hamburg - ein zentralistisches Land . . .

350 Jahre Stadtrechte Altona das wird in diesem Jahr auf vielen Veranstaltungen gefeiert.

Aber: Altona hat 1937 seine Rechte als Stadt verloren und wurde - wie auch Harburq,
Wandsbek, E msbüttel und Bergedorf- eingemelndet. lm Gesetz über Groß-Hamburg
vom Januar 1937 wurde mit der ,,Einheitsgemeinde" jegliche korrrrunale Verwaltung
dezentraler Art abgeschafft .

Auch bei der Neuordnung der kommunalen
Verwaltung 1948/49 und im Bezirksverwal-
tungsgesetz von 1978 wurden den Bezirken
keine echten kommunale Rechte zugestan-
den.

Wir wählen eine,,Bezirksversammlung", führen
ein Bürgerbegehren oder einen Bürgerent-
scheid durch. Aber die letzte Entscheidung
bleibt immer beim Senat. Bürgerentscheide
sind Beschlüssen der Bezirksvercammlung
gleichgeste lt und beide haben nur empfehlen-
den Charakter.

ln allen Bezirken Hamburgs wurden viele
erfolgreich zustande gekommene Bürgerbe-
gehren und Bürgerentschelde mit Hilfe der
Verfassung Hamburgs als,,E nheitsgemeinde"
vom Senat gekippt (evoziert).

g§
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,,Sind Sre für verbindliche Bürgerentscheide
in den Bezirken und unterstüEen Sie die Forderung,
dass der Bezirk dem Senat und
d e r B ü rg e rs c h aft e m pfieh lt,
die dazu notwendigen Gesetze
zu beschließen?"

ja
aeireer)ffli-är.nen !illen
,T.riindliclt

Sfirnrnen Sie für unseren Bürgerentscheid!
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lnformationsheft zum Bürgerentscheid

,,8ürgerwillen verbindlich machen!"

Stellungnahmen der Fraktionen der Bezirksversammlung Altona

Gemeinsame Stellungnahme von

ffiW*§, * *^ffi FDpffi ffiesu . Wwsfu-,,*
Bürgerwillen durchsetzen - durch starke Bezirke!

Hamburg ist in seiner heutigen Verwaltungsstruktur geprägt durch die fehlende Trennung
zwischen der Stadt als Ganzem und der kommunalen Tätigkeit in den Bezirken. Diese Rege-
lung der sogenannten Einheitsgemeinde ergibt sich aus der Hamburgischen Verfassung und

dem Bezirksverwaltungsgesetz. Entsprechend werden die Behördenaufgaben in Hamburg
im zusammenwirken von Senat und Fachbehörden einerseits und den sieben Bezirksämtern

andererseits geregelt. Der Senat, der von der Bülgerschaft (das Hamburger Landesparla-
ment) gewählt wird, hat dabei in allen Ven{aLtungsfragen ein Letztentscheidungsrecht.
Dadurch soll das Zusammenspiel aller Behörden über regionale und fachliche zuständigkei-
ten hinweg im Stadtstaat Hamburg sichergestellt werden. Der Unterschied zu Kommunalver-
lassungen in Flächenbundesländern besteht darin, dass zwischen den Bezirken in Hamburg
keine echten Grenzen bestehen und die meisten städtischen Fragen eng miteinander ver-
knüpft sind. E ne Großstadt wie Harnburg ist nicht vergleichbar mit Gemeinden wie zum Bei-

spiel die Nachbargemeinden Uetersen und Elmshorn.

Zugleich aber wurde in den letzten Jahrzehnten deutlich, dass das Verhältnis von landeswei-
ten zentralen Fachbehörden-Zuständigkeiten einerseits und regionalen bezirklichen Aufga-

ben andererseits von Zeit zu Zeit nachgesteuert werden muss. In diesem Sinne hat es im

Abstand von elnigen Jahren immer wieder Reformen gegeben, um die Landes- und Be-

zirksaufgaben genauer zu definieren und Doppelzuständigkeiten zu vermeiden. Die letzte
größere Bezirksverwaltungsreform land 2006 / 2007 statt und wurde von der Hamburger
Bürgerschaft darrals einstimmlg beschlossen. Dabei haben die Bezirke neue abschließende
Aufgaben und erweiterte Entscheidungsbefugnisse erhalten, d e weiter ausgebaut werden
sollten. Die praktische Mitwirkung und l\.4itentscheidung der Bürgerinnen und Bürger findet
eigentlich nur in den Stadtte len und Bezirken vernünltig statt, wenn die bezirklichen Ent-

scheidungsrechle - wie in unserem Vorschlag vorgesehen - erweitert werden. Hier können
sich Bürgerinnen und Bürger in den Ausschüssen der Bezlrksversammlungen, in Vereinen
und lnitiativen und eben auch durch Bürgerentschelde rn teinbringen. Bereits heute hat ein
Bürgerentscheid den Charakter eines Bezirksparlamentsbeschlusses. Sornit lst jede Stär-
kung der bezirklichen Entscheidungskompetenzen auch einer StäIkung des Bürgerwillens.

ln diesern Sinne hat sich die Bezirksversammlung in Altona seit sehr langer Zeit immer wie-

der einmütig für eine Stärkung der Rechte der Bezirke eingesetzt. Daran knüpfen wir mit

unserern Beschlussvorschlag für den Bürgerentscheid an. Wir wollen, dass sich Senat und

Bürgerschaft jn der kommenden Wahlperiode erneut auf den Weg machen, um die Hand-

lungsmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger aul der Bezirksebene zu stärken - allerdings



ohne dabei die Handlungsfähigkeit Harrburgs als Gesamtstadt zu gefährden. So sollen die

Bezirke erweiterte Haushaltsrechte erhalten: Die Bezilksämter brauchen die umfassende

Finanzverantwortung für alle von ihnen wahrzunehmenden Aufgaben. Entsprechende lvlittel

müssen sie durch globale zuweisungen des Senats erhalten - ohne die bisherige weitge-

hende fachllche Steuerung der Fachbehörden.

Ebenso muss eine sachgerechte Ausstattung der Bezirksämter mit Personal- und mit Sach-

rnltteln gewährleistet sein - anstelle einer Sparpoltik der Landesebene zu Lasten der Bezir-

ke, die sich leider selt vielen Jahren leststellen lässt. Die sehr eingeschränkten Umsteue-

rungsmöglichkeiten bei den weltgehend gesetzlich vorgegebenen Aufgaben und Aufgaben-

standards wurden und werden zu wenig beachtet. Dies hat in den Bezirksämtern zu einer
Überalterung des Personals mit erhöhten Krankenständen und problematischen Überforde-

rungserscheinungen gef ührt.

Dazu gehören außerdem stärkere Planungsrechte der Bezirke: Die Vetorechte der Fachbe-

hörden in der BauLeitplanung müssen entschieden weiter zurück gedrängt werden. Maßgeb-

liches Steuerungsinstrument der gesamtstädtischen Entwicklung so lte der Flächennut-

zungsplan sein. Darüber hinaus gehende Vorgaben der Fachbehörden sollten in der Regel

nur Empfehlungscharakter haben.

Und schließlich brauchen die Bezirke auch eine funktionierende und allen Bürgern einsichti"
ge und verständliche Verkehrszuständigke t. Während die Bezirke blslang schon Skaßen-
baulastträger {ür die allermeisten Straßen im Bezirk sind, llegen die Aufgaben der unteren

Verkehrsbehörde - anders als in den Städten und Gemeinden der Flächenländer - bei Poli-

zei und Innenbehörde. Dies führt häuiig zu lästigen Verzögerungen bei Straßenbaumaß-

nahmen, aber auch zu unnötigen Konflikten zwischen Verkehrsbelangen und Straßenbau-
planungen. Die kommunalen Verkehrsangelegenheiten soliten auch in Hamburg aus e ner

Hand geregelt werden - und das möglichst bürgernah auf Bezilksebene.

Liebe Atonaerinnen und Altonaerl

Wir sind der lvleinung, dass eine Einmischung der Bürger nnen und Bürger in politische Ent-

scheidungsabläufe die parlamentarische Demokratie nicht nur stärkt, sondern stet§ e ne der

entscheidenden Grundlagen für sachgerechte Entscheidungen darstellen muss. Angesichts

der doch erheblich zurückgegangenen Wahlbeteiligung auch und insbesondere in den Be-

zirken - daf sich die Politik nicht von den Bürgerinnen und Bürgern entfernen, sondern muss

diese mitnehmen. Dies geht nur, wenn die Anliegen der Bürgerinnen und Bürger Gehör fin-

den und diese direkt etwas bewegen können.

Die Forderung nach abschließend verbindlichen Bürgerenischelden auch in Fällen von be-

zirksübergreifenden Themen würde letztlich die AullÖsung Hamburgs als Stadtstaat bedeu-

ten. Eine solche Forderung nach Anderung der hambulgischen Verfassung lst nach unserer

Ansicht weder wünschenswert noch durchsetzbar. SchLießlich ist unsere Stadt mehr als die

Summe ihrer Bezirke. Hamburg hört auch nicht am Noblstor aufl Durch die Einheitsgemein-

de ist gewährleistet, dass solche Entscheidungen, die von gesamtstädtischer Bedeutung

sind, eben nicht im Alleingang eines Bezirks entschieden werden können. D es bedeutet

aber auch, dass Senat und Fachbehörden verantwortlich und im Einzelfall sorgfäitig begrün-

det damit umgehen müssen, falls sie bezirkliche Entscheidungen im gesamtstädtischen lnte-

resse an sich zu ziehen.



Sollte eine Abschaffung der Einheitsgemeinde jedoch tatsächlich von der [,4ehrzahl der Bür-
gerinnen und Bürger gewünscht sein, kann dies nur von den Bürgerinnen und Brlrgern aus
ganz Hamburg im Rahmen eines Volksentscheides festgestellt werden, anstatt hler letztlich
allein in Altona über Wohl und Wehe der ganzen Stadt abstimmen zu lassen.

SPD, CDU, GRÜNE und FDP haben sich in der Bezirksversarnmlung padeiübergre fend auf
diese gemeinsarne Stellungnahme verständigt. Der Beschlussvorschlag, den wir für reali-
sierbar halten, dient der Stärkung der Bezirke.

Damit würden wir den Katalog der bezirklichen Rechte erweitern, um die demokratischen
Entscheidungen aus bezirklichen Bürgerabstjmmungen auch verbindlich werden zu lassen.

Dafür bitten wir Sle urn lhre Unterstützungl

ster runsnahme DllE lillffiE'

Den Bürgerwillen verhindlich machen - ja zum Bürgerentscheid!
Gerade wurde in Altona die Verleihung der Stadtrechte vor 350 Jahren gefeiert. Doch was ist
den Altonaellnnen geblieben von dlesen Rechten? Altona ist größer als Kiel, hat fast so vlele
Einwohner wie lsland, hat aber nicht annähernd so viel Rechte wie Wedel oder Schenefeld
die innerhalb des Kreises Pinneberg den Status von selbständigen Städten haben. So wie
Bremerhaven im Stadtstaat Bremen. So wie Bergedorl im Stadtstaat Hamburg bis 1937. bis
die Nazis die bis heute bestehende Einheitsgemeinde Hamburg als Verwaltungsstruktur
schufen, in die sie die bis dahin preußische und vormals dänische Stadt Altona mittels des
Groß-Hamburg-Gesetzes integrierten. Olaf Scholz sagte anlässlich der 350-JahrFeier Al-
tonas, dass die Einheitsgemeinde Grundlage unseres Erfolges sei. Damit dürfte er woh eher
sich, seine Partei und die Hamburger Pfeffersäcke in der Handelskammer gemeint haben als
die Altonaerinnen und Altonaer. Denn: was ist uns geblieben? Eine vom Volk gewählte Be-
zirksversammlung, deren einstimmig gefasster Beschluss, die Hafenfähren wieder nach
BLankenese oder gar Schulau fahren zu lassen, von dem Hamburger Staatsbetrieb HADAG
kommentarlos abgelehnt wird. Ein Bezirk, der noch nicht einmal gefragt wird, was er von deT

Schließung des Fern- und Regionalbahnhofes an seinem jetzigen Standort hält. Ein Bezirk,
über dessen gesamte öffentlichen Flächen und Gebäude die Hamburger Finanzbehörde al-
lein entscheidet, sie nach Belieben an Investoren und/oder Spekulanten verkauft. So wie
beim Bismarckbad oder aktuell beim Zeise-Parkplatz, wo anstelle des versprochenen sozia-
len Wohnungsbaus nun plötzlich ein riesiger Bürokomplex für die größte Werbeagentur der
Welt errichtet werden soll...



Stellungnahme

lvlehr Bürgerbeteiligung gehört zum Kernbereich des Programms der Alternative für Deutsch-

land. Wir wollen politische Kompetenzen soweit wie möglich nach unten auf die Gemeinde-

ebene und die Parlamente vor Ort verlagern (Subsidiarität). Die Bezirke brauchen mehr Fi-

nanzverantwortung, dringend mehr Personal- und Sachmiitelsowie Planungslechte, um die

Dinge vor Ort bürgernah zu regeln. Die Zerschlagung Hamburgs als funklionierender Stadt-
staat und Einheitsgemeinde widerspräche unseren Zielen, sie wäre auch nur über eine Ver-
fassungsänderung möglich. Die AID trägt daher den interfraktionellen Vo.schlag mit.



Bezirksamt Altona


